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Januaraufstand und Märzkämpfe in Berlin
1919

Im Zuge der Radikalisierung der politischen Auseinandersetzungen

zwischen den Anhängern der Rätebewegung und denen der

parlamentarischen Demokratie kam es in Berlin zu Beginn des Jahres

1919 zu blutigen Auseinandersetzungen.

Nach den "Weihnachtskämpfen" um die Auflösung der

"Volksmarinedivision" im Dezember 1918 eskalierte die Lage

im darauffolgenden Januar. Von der Kommunistischen Partei

Deutschlands (KPD) und den Unabhängigen Sozialdemokraten

(USPD) initiierte Proteste gegen die Entlassung des Berliner

Polizeipräsidenten Emil Eichhorn, der den Sieg der "Volksmatrosen"

ermöglicht hatte, mobilisierten mehr Menschen als erhofft, so dass

die KPD sich entschloss, die Proteste bis zum Sturz der Regierung

weiterzutreiben und die Wahl zur Nationalversammlung am 19. Januar

zu verhindern. Die Bewegung geriet allerdings außer Kontrolle und

bewaffnete Aufständische besetzten Zeitungsredaktionen, das

Haupttelegrafenamt und die Reichsdruckerei. Die SPD mobilisierte

riesige Gegendemonstrationen, die Regierung setzte republikanisch

gesinnte Regimenter und Freikorps ein, die die besetzten Gebäude

am 11. Januar räumten und den sogenannten "Spartakusaufstand"

niederschlugen. Der Einmarsch weiterer Truppen unter General Walther

von Lüttwitz am 15. Januar war militärisch nicht mehr notwendig.

Diese ermordeten aber noch am gleichen Tag Rosa Luxemburg

und Karl Liebknecht. Neben den beiden Kommunisten wurden 200

weitere Menschen getötet, darunter auch zahlreiche Gefangene und

Parlamentarier. Täter und Verantwortliche für diese Ermordungen wurden

in der Regel nicht strafrechtlich belangt.

Die Unruhen waren damit allerdings nicht beendet. Von Januar bis

April gab es im Reich immer wieder Generalstreiks, die von der

Regierung aufgrund der angespannten Versorgungslage stets durch

die Verhängung des Belagerungszustandes und den Einsatz von Militär

niedergeschlagen wurden.

Auch in Berlin begann am 3. März 1919 ein Generalstreik. Dieser

wurde ab dem 8. März nur noch von der KPD und ihren Anhängern

unterstützt, um ihre politischen Forderungen durchzusetzen. Die

folgenden Kämpfe zwischen den Streikenden und der Polizei sowie

Regierungstruppen forderten mehr als 1.000 Tote, von denen nicht

wenige ermordet wurden. Ein Erlass des Reichswehrministers Gustav

Noske, nach dem jeder Aufständische, der mit der Waffe in der Hand

von den Regierungstruppen gestellt werde, unverzüglich zu erschießen

sei, diente den Tätern als Vorwand. Neben unbewaffneten Matrosen
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befand sich auch der Vorsitzende der KPD, Leo Jogiches, der nicht an

den Kämpfen teilgenommen hatte, unter den Ermordeten.
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